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Das politische und soziale Umfeld wur-
de seit Herbst 2001 von dem Ergebnis
der Parlamentswahlen, der Aufnahme der
Regierungsarbeit durch das neue, von der
rechtspopulistischen Fortschrittspartei ge-
stützte Minderheits-Kabinett Bondevik
sowie von den Konsolidierungsversuchen
innerhalb der Sozialdemokratischen Par-
tei geprägt. Beachtung verdient auch das
völlige Entgleisen der Einkommenspolitik
in den Lohntarifverhandlungen Anfang
2002.

Aus den Parlamentswahlen vom Sep-
tember 2001 resultierte nicht nur die größ-
te bisher registrierte Zersplitterung des
Storting, sondern mit dem durchein-
andergewirbelten Parteienspektrum auch
eine markante politische Wende. Die So-
zialdemokraten, während des vorigen
Jahrhunderts die dominierende politische
Kraft, erlitten ihre schwerste Niederlage
seit 1991 und kamen nur noch auf einen
Stimmenanteil von 24,4%. Gewinner wa-
ren die Sozialistische Linkspartei sowie
die konservative Höyre. Die Christliche
Volkspartei konnte ihren Stimmenanteil
knapp halten. Die bisherige sozialdemo-
kratische Minderheitsregierung wurde
durch eine der rechten Mitte zuneigende
Regierung unter dem populären Premier-
minister Bondevik abgelöst. Dieser ge-
hören seine Christliche Volkspartei, die
konservative Höyre und die kleine libera-
le Venstre an. Sie kann sich allerdings nur
auf 62 der 165 Storting-Abgeordneten
stützen; Minderheitsregierungen sind wie
in Dänemark und Schweden auch in Nor-
wegen seit langem zur Norm geworden.
Sie sucht parlamentarische Unterstützung
bei der rechtspopulistischen Fortschritts-
partei (Fremskrittspartiet). Dadurch wird
der regierungsinterne Balanceakt nicht
leichter. Denn in zahlreichen Punkten di-
vergieren die Standpunkte der Koalitio-
näre, was vor allem für die in der Koali-

tionsvereinbarung tabuisierte Frage der
norwegischen EU-Mitgliedschaft (Christ-
liche Volkspartei dafür, Höyre dagegen)
gilt. Erschwerend kommt jetzt hinzu, dass
die Fortschrittspartei, neuesten Umfragen
zufolge, auf die Unterstützung von etwa
einem Viertel der Wähler zählen kann und
damit zur stärksten politischen Formation
geworden ist; bei den letzten Parla-
mentswahlen hatte sie 14,7% der Stim-
men erhalten. Ihre Popularität stieg fast
analog zur Verdoppelung der Asylanträ-
ge, was die Ablehnung der Zuwanderung
von Nicht-Europäern durch einen erheb-
lichen Teil der Bevölkerung reflektiert.

Die über Generationen hinweg staats-
tragende sozialdemokratische Arbeider-
parti durchläuft eine schwere Krise. Sie
kann sich, Umfragen zufolge, jetzt nur
noch auf 15% der Stimmberechtigten
stützen. Damit ist sie innerhalb der Linken
sogar deutlich hinter die Sosialistisk Vens-
terparti zurückgefallen. Nach der verlore-
nen Wahl erschöpfte man sich zunächst
in Schuldzuweisungen, die dann in einen
Machtkampf zwischen den beiden ehe-
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maligen Ministerpräsidenten, dem vom linken Parteiflügel
und den Gewerkschaften gestützten Traditionalisten Jag-
land und dem als Erneuerer geltenden Stoltenberg um den
Parteivorsitz einmündeten. Jagland wird den Vorsitz im No-
vember 2003 an Stoltenberg abgeben, der zur traditionel-
len Parteilinie zurückkehren will, mit mehr sozialer Gerech-
tigkeit und breit abgestützten gesellschaftlichen Lösungen
als Schwerpunkte. Ob die Sozialdemokraten auf diesem We-
ge innert absehbarer Zeit innerlich gesunden, ist äußerst
fraglich. Denn der Riss zwischen den beiden Lagern ist noch
nicht gekittet, und die Probleme könnten sogar noch grö-
ßer werden, falls die Frage des norwegischen EU-Beitritts,
in der die Partei nach wie vor tief gespalten ist, wieder ernst-
lich diskutiert würde. Eine Rückkehr zur politischen Domi-
nanz erscheint auch auf längere Sicht ausgeschlossen.

Mit den im Frühjahr 2002 erfolgten Tarifabschlüssen für den
privaten Sektor und für die öffentlich Bediensteten ist eine
seit Mitte der neunziger Jahre die Tarifpartner mit dem Staat
verbindende korporativistische Klammer endgültig obso-
let geworden. Und es ist nicht zu sehen, wie die nötige Mä-
ßigung in diesem traditionell konsensual orientierten Land
auf antagonistischem Wege ohne schwere politische und
volkswirtschaftliche Reibungsverluste gelingen soll.

In der Wirtschaftspolitik hat sich mit der Regierung Bon-
devik der Spagat zwischen der auf Steuersenkungen und
damit expansiv ausgerichteten Finanzpolitik und der auf
Preisstabilisierung verpflichteten Geldpolitik akzentuiert. Ver-
stärkt wird dieser durch die von Norwegen kaum zu beein-
flussenden Volatilitäten des Wechselkurses der Krone so-
wie des international in US-Dollar notierten Ölpreises (und
damit des Gaspreises). Die Diskrepanz der wirtschaftspoli-
tischen Ausrichtungen könnte bald sehr problematisch wer-
den, wenn es darum geht, den Lohnauftrieb energisch zu
bremsen.

Wirtschaftsentwicklung 2001

Die weltwirtschaftlichen Rahmendaten stellten sich wie folgt
dar: In den Vereinigten Staaten erhöhte sich das reale Brut-
toinlandsprodukt um 1,2%. In Japan gingen Nachfrage und
Produktion um 0,5% zurück. In Mitteleuropa expandierte
die gesamtwirtschaftliche Erzeugung um 2,6%. In Westeu-
ropa nahm das reale Bruttoinlandsprodukt um 1,7% zu; in
der EU stieg es ebenso stark, während es im Euro-Raum
um 1,6 und in Deutschland um 0,6% ausgeweitet wurde.
Der Einfuhrpreis für Rohöl betrug in den westlichen Indus-
trieländern im Jahresdurchschnitt 24,40 US-Dollar pro Bar-
rel; das sind ungefähr 14% weniger als im Jahr davor. In-
dustrierohstoffe (ohne Öl) verbilligten sich gegenüber dem
Vorjahr auf Dollarbasis um rund 7%. Der Wechselkurs des
Euro betrug im Schnitt des Jahres 0,90 US-Dollar; 2000 wa-

ren es 0,92 US-Dollar. Das Volumen des Welthandels hat
gegenüber 2000 annähernd stagniert.

Norwegen hat die weltwirtschaftliche Flaute trotz leicht brem-
sender Wirtschaftspolitik glimpflich überstanden. Der jüngst
revidierten Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zufolge ist
das reale Bruttoinlandsprodukt um 1,4% gestiegen, nach
2,4% im Jahre 2000 – der Rückgang ist geringer als in den
meisten anderen westeuropäischen Ländern. Anders als in
diesen haben Nachfrage und Produktion während des ersten
Halbjahrs annähernd stagniert, gefolgt von einer Erholung be-
reits im zweiten Semester. Während zunächst die Ausfuhr vor
allem von Öl und Gas dämpfend wirkte, brachen im Som-
merhalbjahr die Bruttoanlageinvestitionen ein. Der private Kon-
sum nahm im Verlauf verlangsamt zu und sank gegen Jah-
resende etwas. Die Beschäftigung erhöhte sich tendenziell
weiter bei nach wie vor angespannter Lage auf dem Ar-
beitsmarkt. Der Preisauftrieb hörte Mitte des Jahres auf. Die
Leistungsbilanz wies neuerlich ein sehr hohes Aktivum aus.

Der private Konsum nahm um 2,5% zu, obwohl zu Jah-
resbeginn nach der vorjährigen Stagnation kein Überhang
bestand. Nach starkem Anstieg im ersten Quartal nahm
die Dynamik sukzessive ab und mündete gegen Jahresen-
de als Reflex der unsicheren weltwirtschaftlichen Situation
in einen geringen Rückgang. Weiter langsam steigende Be-
schäftigung bei fast leergefegtem Arbeitsmarkt sowie deut-
lich erhöhte Reallöhne wirkten stimulierend. Die Sparquote
blieb im Vorjahresvergleich annähernd stabil, nahm jedoch
im späteren Verlauf des Jahres zu. Der öffentliche Verbrauch
erwies sich als stabilste Nachfragekomponente. Er expan-
dierte, während des Jahres stetig und spürbar steigend, um
2%, nach 1,2% im Jahr zuvor.

Die Bruttoanlageinvestitionen, das notorisch volatilste und
am schwersten zu prognostizierende Nachfrageaggregat,
sind um 4,6% gesunken, nachdem sie bereits 2000 um 1,5%
zurückgegangen waren. Überproportional hatte die öffent-
liche Hand ihre Investitionen eingeschränkt in dem Bemü-
hen, die überhitzte Konjunktur zu dämpfen. Der gewerbli-
che Bau wurde ebenfalls eingeschränkt, auch als Reaktion
auf die Übersteigerungen der Vorjahre. Demgegenüber ist
der Wohnungsbau nochmals erheblich ausgeweitet worden,
wenn auch mit im Jahresverlauf fallender Tendenz. Insge-
samt ergab sich für die Bauinvestitionen ein leichtes Minus.
Die Ausrüstungsinvestitionen brachen hingegen kräftig ein.
Hierzu trug die starke Drosselung im Erdöl- und Erdgas-
sektor entscheidend bei. Aber auch auf dem Festland wur-
de weniger investiert als Folge der sinkenden Absatz- und
Ertragserwartungen sowie der sich eintrübenden interna-
tionalen Konjunktur.

Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen expandierte um
4,2 nach 2,9% im Jahre 2000. Zwar verloren die Erdöl- und
Erdgaslieferungen etwas an Schwung, aber die sog. tradi-
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tionellen Ausfuhren legten kräftig zu – sehr
im Gegensatz zu den anderen Industrielän-
dern und vor allem zu Finnland und Schwe-
den, deren Warenexport besonders unter der
internationalen Krise im in Norwegen relativ
schwach ausgebauten IT-Bereich zu leiden
hatte. Da der Import gegenüber 2000 stag-
nierte, erhöhte sich der Überschuss der Leis-
tungsbilanz trotz deutlich verschlechterter
Terms of Trade auf 233,4 Mrd. NOK, was
15,4% des BIP entspricht, gegenüber 15%
im Jahre 2000.

Der Arbeitsmarkt blieb vielfach von Knapp-
heitserscheinungen geprägt. Die Beschäfti-
gung nahm mit 0,5% fast im Rhythmus des
Vorjahres zu. Die Arbeitslosenquote schwank-
te im Verlauf nur wenig und belief sich im
Schnitt des Jahres auf 3,6% (2000: 3,4%),
was praktisch Vollbeschäftigung bedeutet.

Wie in den anderen westeuropäischen Ländern auch, war der
Preisauftrieb im ersten Halbjahr sehr kräftig. Drastisch ver-
teuerten sich Energie und Nahrungsmittel (witterungsbedingt
sowie als Folge der Tierseuchen MKS und BSE). Zudem war
per 1. Januar der Normalsatz der Mehrwertsteuer um einen
Prozentpunkt auf 24% heraufgesetzt worden. Das Ende die-
ses »Preisbuckels« wurde Mitte des Jahres erreicht. Im Som-
mer sanken die Preise zunächst spürbar und erhöhten sich
anschließend nur wenig. Die Konsumentenpreise lagen um
3% über dem Niveau des Jahres 2000.

Wirtschaftspolitik

Die Wirkung der Wirtschaftspolitik auf die Konjunktur ist
schwer zu beurteilen. Hierfür sorgen in erster Linie die auch
noch 2003 unterschiedlichen Intentionen von Finanz- und
Geldpolitik. Während die Notenbank eindeutig auf die Sta-
bilisierung des Preisniveaus abstellt, ist die Finanzpolitik auf
eine großzügigere Ausstattung der öffentlichen Dienste so-
wie auf die maximale Nutzung budgetärer Spielräume für
Steuersenkungen, also auf einen expansiven Kurs ausge-
richtet. Dieser entspricht dem Wunsch der Bevölkerung nach
Senkung der Steuer- und Abgabenbelastung (eine der
höchsten in Europa) sowie nach Verbesserungen vor allem
im Bildungs- und Gesundheitswesen. Die Beurteilung des
Expansionsgrades – und das kompliziert die Sache zusätz-
lich – hängt gemäß den kürzlich eingeführten Regeln für den
Staatshaushalt wesentlich von der auch nicht einigerma-
ßen zuverlässig zu prognostizierenden Entwicklung vom
Erdöl- (und damit auch Erdgas-) preis sowie vom Wechsel-
kurs der Norwegischen Krone ab. Die Einkommenspolitik
dürfte zunächst weiter auf Eis liegen. Insgesamt dürfte die
Wirtschaftspolitik zunächst noch leicht expansiv, 2003 aber
ungefähr konjunkturneutral wirken.

Die Geldpolitik wird die Konjunktur heuer erst wenig, 2003
aber stärker bremsen. Nachdem die Zentralbank 1999 zur
Wechselkursstabilität gegenüber dem Euro als monetärem
Zwischenziel zurückgekehrt war, ging sie im Mai 2001 zu
einem Inflationsziel über: Auf mittlere Sicht sollen die Ver-
braucherpreise um 2,5% p.a. steigen. Dahinter steht die Vor-
stellung, dass der Wechselkurs der Krone gegenüber dem
Euro am einfachsten stabil gehalten werden kann, wenn der
Preisauftrieb in Norwegen etwa jenem im Euro-Raum gleicht.
Da flankierende Unterstützung durch Finanz- und Einkom-
menspolitik fehlt, ist die Zentralbank mit dem Ziel Preissta-
bilisierung überfordert. Dies umso mehr, als die dem Aus-
land gegenüber sehr offene Wirtschaft extrem wechsel-
kursabhängig ist und folglich de facto eine Doppelstrate-
gie betrieben werden muss. Entsprechend massiv setzt sie
die Zinspolitik ein. Bereits im Jahre 2000 war der Leitzins um
1,5 Prozentpunkte auf 7% heraufgesetzt worden, um den
Lohnanstieg zur Vermeidung einer nachfrageinduzierten In-
flationsbeschleunigung zu dämpfen. Im Schulterschluss mit
den Notenbanken der anderen westlichen Industrieländer
wurde der Schlüsselzins nach den Ereignissen vom Sep-
tember 2001 auf 6,5% zurückgeführt, im Juli 2002 jedoch
wieder auf 7% erhöht; für Tagesgeld müssen die Ge-
schäftsbanken seitdem einen auf 9% erhöhten Satz zah-
len. Die Straffung der monetären Zügel erfolgte mit Blick
auf die an der Kapazitätsgrenze arbeitende Wirtschaft und
die aus dem Ruder gelaufene Lohnentwicklung, was die Ge-
fahr eines die 2,5-Prozent-Marke übersteigenden Preisan-
stiegs im kommenden Jahr implizieren könnte. Die Zentral-
bank hat darüber hinaus eine Verstärkung des restriktiven
Kurses angekündigt. Die seit Anfang 2001 laufende spür-
bare Aufwertung der Krone gegenüber dem Euro – und seit
dem Frühjahr 2002 auch gegenüber dem US-Dollar –, die
den Exportunternehmen auf dem Festland ohnehin schon
Sorgen bereitet, wird dadurch noch verstärkt. Dies bei ei-
nem Anstieg der Verbraucherpreise von gegenwärtig 1/2%
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(Vorjahresvergleich). Von der monetären Seite ist also alles
auf eine Dämpfung der Konjunktur im kommenden Jahr
angelegt.      

Die Finanzpolitik liegt hingegen – vermutlich auch noch
2003, wiewohl infolge eines geringeren Spielraums für Steu-
ersenkungen spürbar abgeschwächt – auf deutlich expan-
sivem Kurs und steht damit in krassem Gegensatz zur Geld-
politik. Das Kabinett Bondevik hat noch im Herbst 2001
das nur leicht anregend konzipierte Budget 2002 der vori-
gen Regierung in diesem Sinne revidiert. Im Mittelpunkt ste-
hen Steuersenkungen im Umfang von 7,2 Mrd. NOK: Der
Mehrwertsteuersatz für Nahrungsmittel wurde per 1. Janu-
ar 2002 halbiert, die Einkommen-, Flug- und Immobilien-
steuer sowie die extrem hohe Besteuerung von Alkoholika
wurde gesenkt und die Besteuerung von Dividenden abge-
schafft. Der Haushaltsüberschuss wurde auf nur noch 173,5
Mrd. NKR (ca. 133/4% des BIP) veranschlagt. Allerdings ist
das Wirtschaftswachstum mit 2,7% zu hoch angesetzt, was
jedoch durch die mit 1,5% überschätzte Verteuerung der
Lebenshaltung teilweise ausgeglichen wird. Die expansive
Linie wird durch die im Herbst 2002 eingeführten »Neuen
Haushaltsregeln« ermöglicht. Diesen gemäß müssen zwar
nach wie vor die laufenden Einnahmen aus dem Erdöl- und
Erdgassektor dem »Zukunftsfonds« zugewiesen werden, der
später hohe Leistungen der Sozialversicherung sichern soll.
Aber der mit 4% kalkulierte jährliche Ertrag des Fonds kann
von 2002 an dem Haushalt der Zentralregierung bis zur Hö-
he des strukturellen Defizits (ohne Öl- und Gassektor) zu-
geführt werden. Auf dieser Basis ist die Rendite des An-
fang 2002 619 Mrd. NOK betragenden Fondskapitals in Hö-
he von 24,8 Mrd. NOK in den Haushalt eingestellt worden.
Eine längerfristige Haushaltsplanung ist auf dieser Basis je-
doch nicht möglich. Denn die Zuflüsse zu dem Fonds
schwanken mit dem Ölpreis und dem Dollarkurs, und das
Fondskapital unterliegt den Schwankungen des Wechsel-
kurses.

Die Einkommenspolitik, seit dem Jahre 2000 die wirt-
schaftspolitische Achillesferse, ist mit den diesjährigen Lohn-
abschlüssen von rund 5% in der die Lohnrunde anführen-
den Privatwirtschaft und etwa 6% im öffentlichen Dienst
weiter aus dem Ruder gelaufen; 2003 werden die Tariflöh-
ne ähnlich stark steigen. Bereits 2001 waren die Löhne in
annähernd gleichem Maße erhöht worden, basierend auf ei-
nem im Mai 2000 erstreikten zweijährigen Abkommen. Nach
ermutigendem Anknüpfen an den in der ersten Hälfte der
neunziger Jahre stabilitätspolitisch so erfolgreichen, an-
schließend aber erodierten Sozialpakt (»Solidaritätsinitiati-
ve«) im Jahre 1999, hatten extreme Gehaltsaufbesserungen
und Aktienoptionszuteilungen, welche sich die Manager
vor allem großer Unternehmen zugestanden hatten, hohe
Lohnforderungen provoziert, wie das auch in den Nieder-
landen zu beobachten war. Die Rückkehr zu einer stabili-

tätsorientierten Einkommenspolitik ist nicht vor 2004 mit dem
Abschluss der Lohntarifverträge 2004/2006 möglich. 

Integrationspolitisch bleibt die Mitgliedschaft im Europäi-
schen Wirtschaftsraum (zusammen mit Island und Liech-
tenstein) der Angelpunkt. Seit dessen 1994 erfolgten Grün-
dung wurden mehr als 4 000 EU-Regularien im Nachvollzug
übernommen, ohne dass Norwegen über diese hätte mit-
bestimmen können. Dies wird zunehmend als Belastung
empfunden. Doch zeigt die mit Vertiefung und Erweiterung
der EU ohnehin überforderte EU-Kommission wenig Nei-
gung im Sinne eines Einbezugs norwegischer Interessen,
auch um nicht noch eine weitere, die Dinge zusätzlich kom-
plizierende Integrationsebene zu schaffen und wohl auch,
weil man den EWR als Anachronismus betrachtet. Zwar
könnten die Parlamentswahlen im Jahre 2005 von der er-
neut aufflammenden Diskussion um eine EU-Mitgliedschaft
dominiert werden – die meisten maßgeblichen Kräfte im Lan-
de befürworten einen solchen Schritt, aber die Bevölke-
rung bleibt in dieser Frage gespalten – eine Änderung des
Status quo ist mittelfristig jedoch nicht zu sehen. Das hat
im Februar 2002 ein Positionspapier der in dieser Frage
gespaltenen Regierung klargestellt. Dabei könnte Norwegen
überraschend von Seiten Islands unter Druck geraten, wo
man die einseitige Übernahme von EU-Regularien satt hat.
Dort ist die Willensbildung bei den Parteien zwar noch nicht
abgeschlossen, aber die Bevölkerung steht einem EU-Bei-
tritt nicht durchwegs ablehnend gegenüber, zumal die neu-
formulierte Fischereipolitik der EU den isländischen Interes-
sen entgegenkommt; ca. 70% der Ausfuhr bestehen aus Fi-
schereiprodukten. Das Thema dürfte die im kommenden
September fälligen Parlamentswahlen beherrschen. Sollte
sich Island jedoch der EU nähern, hätte Norwegen seinen
schärfsten Konkurrenten beim Fischexport als Verhand-
lungsgegner, was eine Revision seiner Stellung gegenüber
der EU auslösen dürfte. Gleiches ist denkbar, wenn Däne-
mark und Schweden, oder gar Großbritannien dem Euro-
Raum beitreten. Noch auf Jahre hinaus kann die Regierung
infolge ihrer integrationspolitischen Lähmung statt zu agie-
ren nur reagieren und weiter nachvollziehen. 

Wirtschaftsentwicklung 2002       

Als weltwirtschaftliche Rahmendaten werden angenom-
men: In den Vereinigten Staaten expandiert das reale Brut-
toinlandsprodukt um rund 2%. Nachfrage und Produk-
tion nehmen in Japan um etwa 1/2% zu. In Mitteleuropa
steigt die gesamtwirtschaftliche Erzeugung um knapp  21/4%.
In Westeuropa, in der EU und im Euro-Raum erhöht sich
das reale Bruttoinlandsprodukt um fast 1%; in Deutschland
beträgt die Zunahme etwa 1/2%. Der Importpreis für Rohöl
beträgt in den westlichen Industrieländern im Jahresdurch-
schnitt ungefähr 24 US-Dollar pro Barrel. Industrieroh-
stoffe (ohne Öl) sinken gegenüber 2001 um rund 3%. Der
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Wechselkurs des Euro liegt im Mittel des Jahres innerhalb
einer Bandbreite von 0,90 bis 1 US-Dollar. Das Volumen des
Welthandels dürfte in einer Größenordnung von 23/4% aus-
geweitet werden.

In Norwegen bleibt der private Konsum, kräftig stimuliert
von der Wirtschaftspolitik, die entscheidende konjunktur-
stützende Komponente. Der Staatsverbrauch nimmt min-
destens im Ausmaß des Vorjahres zu. Die Bruttoanlagein-
vestitionen dürften sich zwar allmählich erholen, doch wird
sich im Vorjahresvergleich vermutlich nochmals ein Rück-
gang ergeben. Der Ausfuhranstieg wird gering und we-
sentlich schwächer sein als die Zunahme der vom lebhaft
expandierenden Import angeregten Inlandsnachfrage. Das
reale Bruttoinlandsprodukt dürfte um etwa 11/4% expan-
dieren. Hinter dieser Rate steht die Annahme einer allmäh-
lichen konjunkturellen Erholung im Verlauf des Jahres. Hier-
für spricht auch die Entwicklung der Klimaindikatoren. Auf
dem Arbeitsmarkt bleibt die Situation trotz leicht steigender
Arbeitslosenquote zumeist angespannt. Die Verbraucher-
preise steigen, wesentlich bedingt durch Sonderfaktoren,
nur wenig. Die Leistungsbilanz weist erneut einen sehr ho-
hen Überschuss aus.

Der private Konsum dürfte um reichlich 3% zunehmen, ob-
wohl die Sparquote als Folge der sehr hohen Realzinsen
weiter steigt. Anregend wirken die kräftige Erhöhung der
realen verfügbaren Einkommen durch starke Lohnsteige-
rungen, Senkungen direkter und indirekter Steuern sowie
die etwa im Rhythmus des Vorjahres wachsende Beschäf-
tigung bei allmählich sinkender Arbeitslosigkeit. Bei dauer-
haften Gütern verschiebt sich der Nachfrageschwerpunkt.
Während 1999/2001 auch infolge des Booms im Woh-
nungsbau Einrichtungsgegenstände sehr lebhaft gekauft
wurden und die Zulassung neuer Personenautos in einem
zyklischen Tief verharrten, werden nun wieder mehr neue

Pkw nachgefragt, bei deutlich schwächer expandierendem
Absatz von Einrichtungsgegenständen im Zuge des nur noch
wenig zunehmenden Wohnungsbaus. Die Kursverluste an
den Aktienmärkten beeinflussen das Konsumverhalten nicht
nennenswert und wesentlich weniger als in Schweden, wo
im Gegensatz zu Norwegen viele Haushalte über Aktien ver-
fügen. Außerdem ist die Bedeutung der Immobilienpreise für
das Konsumverhalten sehr viel ausgeprägter als die Ent-
wicklung der Aktienkurse. Und der deutliche Anstieg bei
Wohnimmobilien setzt sich fort. Der Staatsverbrauch nimmt
neuerlich um rund 2% zu.

Die Bruttoanlageinvestitionen dürften gegenüber 2001 nur
geringfügig sinken, was im Verlauf eine Erholung impliziert.
Diese kann nun auch für den bedeutenden Off-Shore-Sek-
tor – auf ihn entfallen etwa ein Fünftel der Bruttoanlagein-
vestitionen – angenommen werden, nachdem hier die In-
vestitionspläne kürzlich heraufrevidiert wurden. Auch wenn
dies nach drei Jahren mit jeweils beträchtlichen Rückgän-
gen glaubhaft erscheint, bleibt die Prognose für die Ent-
wicklung in dem außerordentlich volatilen Bereich mit ho-
her Unsicherheit behaftet. Von dieser Seite werden sowohl
Ausrüstungs- als auch Bauinvestitionen stimuliert. Die Unter-
nehmen auf dem Festland werden ihre Investitionen hinge-
gen trotz abgeschaffter Investitionssteuer einschränken als
Folge der nur knapp durchschnittlich ausgelasteten Kapa-
zitäten, vielfach unzureichender Gewinne, aufwärts tendie-
render Zinsen sowie der zunächst noch gedämpften Ab-
satz- und Ertragserwartungen infolge des fortgesetzt star-
ken Lohnanstiegs und der abnehmenden preislichen Wett-
bewerbsfähigkeit gegenüber ausländischen Anbietern. Der
Wohnungsbau erholt sich allmählich, angeregt durch die
günstige finanzielle Lage der privaten Haushalte. Kräftig aus-
geweitet werden die Investitionen der öffentlichen Hand. Das
gilt besonders für Bauvorhaben im Bildungs- und Gesund-
heitswesen.
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Veränderungsraten des realen BIP und seiner Komponenten
– in % –

2000 2001 2002a) 2003a)

SSb) NBc) OECDd) SSb) NBc) OECDd)

Bruttoinlandsprodukt 2,4 1,4 1,5 1,3 2,1 1,8 2,5 2,5
Inlandsnachfrage (Festland) 2,9 1,8 2,0 2,5 1,9 2,6 2,5 3,1
Privater Verbrauch 3,5 2,5 3,1 3,5 3,1 3,0 3,3 3,3
Staatsverbrauch 1,2 2,0 1,8 2,0 1,9 1,9 2,3 2,0
Bruttoanlageinvestitionen – 1,5 – 4,6 0,9 – 0,2 – 0,6 1,7 4,2 4,2
Exportee) 2,9 4,2 1,6 0,3 3,2 2,3 2,7 2,9
Importee) 3,2 0,0 3,7 2,2 2,9 4,0 4,7 4,7

Industrieproduktion (ohne Bau) 2,9 – 0,2 n.a. n.a. n.a. n.a. n.a. n.a.
Konsumentenpreise 3,1 3,0 1,1 1,2 1,2 2,1 2,5 2,5
Arbeitslosenquote 3,1 3,6 3,9 3,8 3,6 4,2 3,7 3,5
Leistungsbilanzf) 14,3 15,4 n.a. 10,0 15,3 n.a. 9,0 15,5
Finanzierungssaldo des Staatesf) 14,8 15,2 n.a. n.a. 14,0 n.a. n.a. 13,9

a) Schätzungen. – b) Statistisk Sentralbyrå, Oslo, vom Juni 2002. – c) Norges Bank, Oslo, vom Juni 2002. – d) Organisation for Economic Co-ope-
ration and Development, Paris, vom Juli 2002. – e) Güter und Dienstleistungen. – f) In Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP).
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Die Ausfuhr (ca. + 11/4%) von Gütern und Diensten dürfte
sich nach dem kräftigen Rückgang im ersten Quartal all-
mählich erholen. Denn der Export von Rohöl und Erdgas (auf
ihn entfielen 2001 46% des Güterexports) wird wieder spür-
bar ausgeweitet, nachdem die Ölförderung Ende 2001 um
150 000 Barrel pro Tag zurückgefahren worden war, um die
Preisstabilisierungspolitik der OPEC – zusammen mit Russ-
land – zu flankieren. Mitte des Jahres ist diese Beschränkung
aufgehoben worden, auch weil Russland durch expansive
Ausfuhrpolitik Marktanteile zu gewinnen sucht, OPEC-Län-
der ihre Quoten überschreiten und der Ölpreis (Brent) sich
etwa in der Mitte der von der OPEC festgelegten Preisspanne
von 22 bis 28 US-Dollar pro Barrel hielt. Der Export »tradi-
tioneller« Güter büßt infolge der starken Aufwertung der Kro-
ne und des anhaltend kräftigen Lohnstückkostenanstiegs er-
heblich an preislicher Wettbewerbsfähigkeit ein und nimmt
nur wenig zu. Die Einfuhr expandiert lebhaft, stimuliert durch
die lebhafte Inlandsnachfrage. Da sich jedoch die Terms of
Trade aufwertungsbedingt erheblich verbessern, dürfte die
Leistungsbilanz mit einem Überschuss in der Größenord-
nung von 14% des BIP schließen.

Auf dem Arbeitsmarkt bessert sich die Lage erst gegen
Ende des Jahre wieder. Sie bleibt aber sehr günstig. In vie-
len Sektoren, vor allem in Dienstleistungsbereichen, bleibt
der Arbeitsmarkt leergefegt. Hierfür spricht auch die mit
80,7% (2001) nach der Schweiz höchste Erwerbsbeteili-
gungsquote aller westlichen Industrieländer; der EU-Durch-
schnitt beträgt 70,7%. Die Arbeitslosenquote nimmt etwas
zu – auf rund 33/4%, was nur wenig mehr ist als die struk-
turelle Arbeitslosigkeit –, und die Beschäftigung steigt gegen-
über 2001 kaum.

Der Preisauftrieb ist so niedrig wie noch nie. Die Konsu-
mentenpreise dürften trotz des ausgeprägten Lohnkos-
tenanstiegs und der lebhaften Inlandsnachfrage im Jahres-
durchschnitt nur um wenig mehr als 1% steigen. Dies ist
auf mehrere Sonderfaktoren zurückzuführen. Erstens ver-
billigt die starke Aufwertung der Krone die Einfuhr; etwa 30%
der Konsumgüter werden importiert. Zweitens wurde zu Jah-
resbeginn der Mehrwertsteuersatz auf Lebensmittel halbiert
und für Alkoholika gesenkt. Drittens liegen die Energieprei-
se unter dem Niveau von 2001. Und viertens entfällt ein
Basiseffekt in Form der Anfang 2001 erhöhten Mehrwert-
steuer. Unter Ausschluss der Steuersenkungen und der Ener-
gieverbilligung errechnet sich eine Verteuerung der Le-
benshaltung um etwa 21/2%.              

Wirtschaftsentwicklung 2003

Als weltwirtschaftliche Rahmendaten werden angenom-
men: In den Vereinigten Staaten expandiert das reale Brut-
toinlandsprodukt um knapp 23/4%. Nachfrage und Produk-
tion nehmen in Japan um etwa 1% zu. In Mitteleuropa steigt

die gesamtwirtschaftliche Erzeugung um ungefähr 3%. In
Westeuropa, in der EU und im Euro-Raum erhöht sich das
reale Bruttoinlandsprodukt um knapp 21/4%. Der Import-
preis für Rohöl beträgt in den westlichen Industrieländern
im Jahresdurchschnitt ungefähr 24 US-Dollar pro Barrel.
Industrierohstoffe (ohne Öl) kosten etwa 7% mehr als 2002.
Der Wechselkurs des Euro liegt im Mittel des Jahres inner-
halb einer Bandbreite von 0,95 bis 1,05 US-Dollar. Das Vo-
lumen des Welthandels dürfte in einer Größenordnung von
7% ausgeweitet werden.

Die norwegische Wirtschaft wächst im Verlauf etwas lang-
samer, gebremst vor allem von der weniger lebhaften Welt-
konjunktur und der Geldpolitik. Und obwohl die Finanz-
politik weniger expansiv wirkt als 2003, gerät sie bei leer-
gefegtem Arbeitsmarkt und anhaltend starkem Lohnauft
rieb wieder an den Rand der konjunkturellen Überhit-
zung.Das reale Bruttoinlandsprodukt dürfte sich um un-
gefähr 21/4% erhöhen. Der private Konsum bleibt, wenn
auch abgeschwächt, die wichtigste Stütze des Auf-
schwungs, aber auch der Staatsverbrauch wird stetig aus-
geweitet. Die Investitionskonjunktur festigt sich etwas. Der
Export nimmt moderat zu. Auf dem Arbeitsmarkt bessert
sich die Lage. Die Konsumentenpreise steigen deutlich
rascher als 2002, vor allem weil Sondereffekte entfallen.
Die Leistungsbilanz wird wieder einen sehr hohen Über-
schuss ausweisen.

Der private Konsum dürfte um ca. 23/4% expandieren. Zwar
steigen die Reallöhne deutlich langsamer als im Vorjahr, ob-
wohl die Wage-drift mit wachsender Anspannung auf dem
Arbeitsmarkt zunehmen wird. Auch ist mit geringeren Steu-
ersenkungen als 2002 zu rechnen, und die Nominalzinsen
erhöhen sich nochmals. Aber die Beschäftigung wird bei
leergefegtem Arbeitsmarkt stetig ausgeweitet, und die Spar-
quote dürfte bei sinkenden Realzinsen und vorangegange-
nem kräftigen Anstieg spürbar zurückgehen. Und schließ-
lich stärken weiter steigende Immobilienpreise die Ver-
schuldungsbereitschaft der privaten Haushalte. Langlebige
Güter werden weiterhin lebhaft gekauft. Dabei verschiebt
sich das Gewicht mit rascher wachsendem Wohnungsbau
wieder mehr in Richtung Einrichtungsgegenstände. Der
Staatsverbrauch wird um mindestens 2% und damit weiter-
hin stetig ausgeweitet.

Die Bruttoanlageinvestitionen ( ca. + 3%) erholen sich im
Laufe des Jahres. Diese Prognose ist indes schwach ba-
siert, beruht sie doch auf der äußerst unsicheren Annahme
einer weiteren Expansion der äußerst volatilen und pro-
gnostisch praktisch nicht zu beherrschenden Investitionen
im Off-Shore-Sektor. Auf dem Festland dürften die ge-
werblichen Investitionen zunehmend aufwärts tendieren, an-
geregt durch die mit fortgesetztem Konjunkturaufschwung
verbesserten Absatz- und Ertragserwartungen, allmählich
zunehmender Auslastung der Kapazitäten sowie dem star-
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ken Rationalisierungsdruck, also Folge von starken Lohn-
erhöhungen und sinkender preislicher Wettbewerbsfähig-
keit gegenüber dem Ausland. Der öffentliche Bau befindet
sich ebenfalls im Aufschwung. Bevorzugt wird im Bildungs-
und Gesundheitswesen investiert. Der Wohnungsbau pro-
fitiert noch von dem ausgeprägten Realeinkommensschub
der privaten Haushalte vom Vorjahr, dem aufwärts weisen-
den Zinstrend sowie der guten Konjunktur- und Beschäfti-
gungslage.

Die Ausfuhr von Gütern und Dienstleistungen dürfte um rund
21/2% expandieren. Das wäre deutlich weniger als im west-
europäischen Durchschnitt. Stark bremsend wirkt die deut-
lich überbewertete Krone. Hiervon sind die »traditionellen«
Exportindustrien betroffen, die zudem unter dem massiven
Lohnkostendruck leiden. Die Lieferungen von Rohöl und
Erdgas können bei mäßig zunehmender Nachfrage nach
Energieträgern und schärfer werdendem Kampf der Erdöl-
und Erdgasexporteure um Weltmarktanteile nur moderat
ausgeweitet werden. Die Einfuhr erhöht sich im Zuge der
lebhaften Inlandsnachfrage fast doppelt so stark wie der Ex-
port. Bei nochmals verbesserten Terms of Trade dürfte das
Aktivum der Leistungsbilanz fast so hoch wie 2002 aus-
fallen.

Auf dem Arbeitsmarkt nehmen die Spannungen zu, da die
Erwerbsbevölkerung nur schwach und die Nachfrage nach
Arbeitskräften hingegen spürbar zunimmt. Letzteres gilt vor
allem für die öffentliche Hand, die das Personal im Bildungs-
und Gesundheitssektor spürbar aufstocken will. Bei stetig,
aber langsam zunehmender Beschäftigung sinkt die Ar-
beitslosenquote leicht auf knapp 33/4%, was etwa der struk-
turellen Arbeitslosigkeit entspricht.

Mit dem Fortfall der Sonderfaktoren, die 2002 die Inflation
so deutlich gedämpft hatten, normalisiert sich der Preisauf-
trieb. Die Aufwertung der Krone dürfte sich nicht im bishe-

rigen Tempo fortsetzen, indirekte Steuern
werden – wenn überhaupt – nur noch we-
nig herabgesetzt, und die Energiepreise wer-
den zumindest nicht weiter sinken. Gleich-
zeitig bleibt der Lohnkostendruck bei im Ver-
lauf nur geringer konjunktureller Abschwä-
chung erheblich. Die Konsumentenpreise
liegen vermutlich um etwa 21/2% über dem
Niveau von 2003.

Abgeschlossen am 10. August 2002
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